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Schriftliche Festsetzungen 

 

zum Bebauungsplan 

"Zwischen Bäumbachallee und B462" 

der Großen Kreisstadt Gaggenau 

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

(Stand: 27.02.2026) 

 

 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 

  (§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. und §§ 1 – 15 BauNVO) 

Die Art der baulichen Nutzung ist im zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone festge-
setzt. 

1.1 Sonstiges Sondergebiet SO 1 „Einzelhandel - Getränke und Zooartikel, sonstige nicht wesent-
lich störende Gewerbebetriebe“ 

(§ 11 BauNVO i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB) 

1.1.1 Im sonstigen Sondergebiet SO 1 (Zweckbestimmung Einzelhandel - Getränke und Zooartikel, 
sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe) sind Betriebe mit einer Verkaufsfläche 
(VK) zwischen 750 m² und 900 m² sowie sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe 
zulässig. 

1.1.2 Es sind ausschließlich Getränke und Zooartikel als Kernsortiment zulässig. Betriebe dürfen auf 
bis zu 10% der zulässigen Verkaufsfläche ein Randsortiment anbieten.  

1.1.3 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der eigenen Leistung zulässig. 

1.1.4 Ausnahmsweise können geselligkeitsorientierte Vergnügungsstätten (wie Diskotheken, Tanz-
lokale, Billard- und Dartsalons, Lasertags oder Eventlokale) zugelassen werden. 

1.1.5 Spielorientierte Vergnügungsstätten (wie Spielhallen und Wettbüros) und sexualorientierte 
Vergnügungsstätten (wie Varietes, Swingerclubs, Erotikkinos oder Erotik-Shops mit Videoan-
gebot) sind unzulässig. 

1.2 Sonstiges Sondergebiet SO 2 „Einzelhandel - Lebensmittel“ 

(§ 11 BauNVO) 

1.2.1 Im sonstigen Sondergebiet SO 2 (Zweckbestimmung: Einzelhandel - Lebensmittel) sind Le-
bensmitteleinzelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche (VK) zwischen 1.550 m² und 1.650 
m² sowie Gastronomiebetriebe zulässig. 
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1.2.2 Es sind ausschließlich nahversorgungsrelevante Sortimente als Kernsortiment zulässig. Be-
triebe dürfen auf bis zu 10% der zulässigen Verkaufsfläche ein Randsortiment anbieten. Das 
Randsortiment muss in deutlicher Wechselbeziehung mit dem Kernsortiment des Einzelhan-
delsbetriebes stehen. 

1.2.3 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der eigenen Leistung zulässig. 

1.2.4 Ausnahmsweise können geselligkeitsorientierte Vergnügungsstätten (wie Diskotheken, Tanz-
lokale, Billard- und Dartsalons, Lasertags oder Eventlokale) zugelassen werden. 

1.2.5 Spielorientierte Vergnügungsstätten (wie Spielhallen und Wettbüros) und sexualorientierte 
Vergnügungsstätten (wie Varietes, Swingerclubs, Erotikkinos oder Erotik-Shops mit Videoan-
gebot) sind unzulässig. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-19 BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Höhe baulicher Anlagen und die Grundflä-
chenzahl (GRZ) gemäß Planeinschrieb bzw. den nachfolgenden textlichen Festsetzungen be-
stimmt. 

2.1 Höhe baulicher Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 9 Abs. 3 BauGB, § 18 BauNVO) 

2.1.1 Die Gebäudehöhe (GHmax) als Höchstmaß wird im Baugebiet SO 1 auf 157 m ü. NHN und im 
Baugebiet SO 2 auf 154 m ü. NHN festgesetzt. 

2.1.2 Als Gebäudehöhe (GHmax) ist die maximale Höhe der oberen Dachbegrenzungskante (Dach-
haut bei geneigten Dächern, obere Attika bei Flachdächern) definiert. 

2.1.3 Technische Dachaufbauten dürfen die zulässige Gebäudehöhe ausnahmsweise um bis zu 1,0 
m überschreiten. Davon ausgenommen sind Werbeanlagen (s. örtliche Bauvorschriften § 6). 

2.2 Grundflächenzahl 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO, § 21a BauNVO) 

2.2.1 Die Grundflächenzahl wird in den Baugebieten SO 1 und SO 2 auf 0,6 festgesetzt. Für die Er-
mittlung der zulässigen Grundfläche gilt § 19 BauNVO. 

2.2.2 Im Baugebiet SO 1 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundfläche von Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden. 

 

3. Bauweise 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 BauNVO) 

3.1 Im Baugebiet SO 1 gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. 

3.2 Im Baugebiet SO 2 gilt eine abweichende Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise mit der 
Abweichung, dass eine Gebäudelänge von maximal 77,3 m zulässig ist. 
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4. Überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO, § 9 Abs. 2 BauGB) 

4.1 Die überbaubaren Grundstücksgrenzen werden gemäß der Einzeichnung im zeichnerischen 
Teil des Bebauungsplans mittels Baugrenzen festgesetzt. 

4.2 Innerhalb des im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans gekennzeichneten Waldabstands ist 
die Errichtung von baulichen Anlagen erst zulässig, sobald eine baurechtliche Genehmigung 
dafür vorliegt. Dies gilt nicht für bauliche Änderungen und Nutzungsänderungen.  

4.3 Innerhalb der im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans festgesetzten Flächen, die mit Lei-
tungsrechten zu belasten sind (mit Leitungsrechten zu belastende Flächen 1 und 2), ist die Er-
richtung von baulichen Anlagen erst zulässig, sobald die dort verlaufenden Sparten so verlegt 
wurden, dass sie nicht unter einem Gebäude geführt werden. 

 

5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen einschließlich Carports und Fahrradabstell-
plätze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO, § 14 BauNVO) 

5.1 Nebenanlagen, wie Einkaufswagensammler, sowie Stellplätze, Carports und Fahrradabstell-
plätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sowie den eigens dafür festgesetz-
ten Flächen zulässig. Überdachungen von Nebenanlagen und Fahrradabstellplätzen sind au-
ßer im Bereich der Anbauverbotszone der B 462 zulässig. 

5.2 Anlagen, die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität dienen (z.B. Trafostationen) sind 
auf der im gesamten Baugebiet, mit Ausnahme des Bereichs der Anbauverbotszone der B 462, 
zulässig. 

5.3 Garagen für Kraftfahrzeuge sind unzulässig. 

 

6. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind und ihre Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

6.1 Die im zeichnerischen Teil gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nachrichtlich übernommene Anbauverbots-
zone der Bundestraße B 462 ist von baulichen Anlagen, die eine Höhenentwicklung aufweisen, 
freizuhalten. 

 

7. Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die öffentlichen Verkehrsflächen, die Straßenbegrenzungslinie, Bereiche ohne Ein- und Aus-
fahrten sowie Ein- und Ausfahrtsbereiche sind im zeichnerischen Teil festgesetzt. 
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8.  Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder technische 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hochwas-
serschäden einschließlich Schäden durch Starkregen dienen, sowie die Art dieser Maßnahmen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16b BauGB) 

Flächen, für die im Beiplan Nr. 1 maximale Wasserspiegellagen angegeben sind, werden als 
Gebiete festgesetzt, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder 
technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung oder Verringerung 
von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen dienen. Es werden folgende 
Maßnahmen festgesetzt, wobei jeweils zu beachten ist, dass die Situation für Ober- und Un-
terlieger sowie benachbarte Flächen der gleichen Höhenlage nicht verschlechtert wird: 

1. Oberkanten von Lichtschächten sind oberhalb der im Beiplan Nr. 1 angegebenen ma-
ximalen Wasserspiegellage vorzusehen. 

2. Türen und Fenster, die teilweise oder vollständig 10 cm und mehr unterhalb der der 
im Beiplan Nr. 1 angegebenen maximalen Wasserspiegellage liegen, sind drucksicher 
auszuführen. 

3. Alternativ zu den Punkten 1. und 2. können mobile Schutzeinrichtungen, wie bspw. 
Dammbalkensysteme, vorgesehen werden. Diese sind in notwendiger Anzahl vorzu-
halten. 

4. Leitungsöffnungen, wie bspw. an WC-Anlagen, deren Öffnung sich teilweise oder voll-
ständig unterhalb der der im Beiplan Nr. 1 angegebenen maximalen Wasserspiegel-
lage liegen, sind mit Rückstausicherungen zu versehen. 

5. Bauteilöffnungen, wie bspw. Tiefgarageneinfahrten, die teilweise oder vollständig 1,0 
m und mehr unterhalb der im Beiplan Nr. 1 angegebenen maximalen Wasserspiegel-
lage liegen, sind mit geeigneten Objektschutzmaßnahmen, wie bspw. einem Klapp-
schott, zu versehen. 

6. Als maximale Wasserspiegellage ist jeweils der höchste Punkt der einzelnen Abstufun-
gen der im Beiplan Nr. 1 angegebenen maximalen Wasserspiegellage anzusetzen. 

Soweit innerhalb des Geltungsbereichs zulässige Aufschüttungen, Abgrabungen vorgenom-
men werden oder zulässige bauliche Anlagen errichtet werden, die zu einer Veränderung der 
bei Starkregenereignissen überfluteten Flächen führen (entspricht den Flächen, für die im Bei-
plan Nr. 1 maximale Wasserspiegellagen angegeben sind), gelten die Festsetzungen für diese 
Flächen gleichermaßen. 

 

9. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 
Anpflanzen und Bindungen von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

9.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen. Begrünt sind Flächen, wenn sie 
unversiegelt und mit Bäumen, Sträuchern, Stauden, Rasen- und Wiesenflächen bepflanzt sind. 
Keine Begrünung sind z.B. Schüttungen aus Rindenmulch, Kies, Schotter und ähnlichen Mate-
rialien, Rasengittersteine und Schotterrasen sowie flächige Abdeckungen mit Vlies, Folien, Tex-
tilgeweben und ähnlichem. 

9.2 Die Ausführung von Stellplätzen hat, soweit dem keine wasserrechtlichen Belange entgegen-
stehen, in wasserdurchlässiger Bauweise (maximaler Abflussbeiwert von 0,7) zu erfolgen. 
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9.3 Die im zeichnerischen Teil auf den öffentlichen Verkehrsflächen zum Erhalt festgesetzten Ein-
zelbäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang unverzüglich zu ersetzen. Im Nahbereich 
der zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume ist eine Veränderung der vorhandenen Gelände-
oberfläche nicht zulässig. 

9.4 Die im zeichnerischen Teil auf den öffentlichen Verkehrsflächen zum Anpflanzen festgesetzten 
Einzelbäume sind als standortgerechte, stadtklimaverträgliche großkronige Laubbäume zu 
pflanzen und bei Abgang unverzüglich zu ersetzen. Je Baum ist ein durchwurzelbarer Raum von 
mindestens 12 m³ vorzusehen. Abweichungen von den im zeichnerischen Teil festgesetzten 
Standorten sind bis zu maximal 5,0 m zulässig. 

9.5 Je angefangene 450 m² Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter, stadtklima-
verträglicher großkroniger Laubbaum zu pflanzen und bei Abgang unverzüglich zu ersetzen. 
Die Pflanzungen müssen spätestens in der nächsten, nach der Fertigstellung der Hauptanlage 
folgenden Pflanzperiode vorgenommen werden. Folgende Wuchsform ist vorzusehen: Hoch-
stamm, Stammbusch oder Solitär mit einem Stammumfang von mindestens 14-16 cm (gemes-
sen in 1,0 m Höhe) mit Bodenanschluss. Vorhandene Bäume werden angerechnet. 

 Hinweis: eine unverbindliche Pflanzliste ist dem Bebauungsplan unter 11.15 beigefügt. 

9.6  Die im zeichnerischen Teil auf den Bauflächen zum Anpflanzen festgesetzten Einzelbäume 
sind als standortgerechte, stadtklimaverträgliche großkronige Laubbäume zu pflanzen und bei 
Abgang unverzüglich zu ersetzen. Abweichungen von den im zeichnerischen Teil festgesetzten 
Standorten sind bis zu maximal 5,0 m zulässig. Die Anzahl der im Bereich von privaten Stell-
platzanlagen gepflanzten Bäume kann auf die nach Festsetzung 9.5 zu pflanzende Anzahl an 
Bäumen angerechnet werden. 

9.7 Dächer von Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht von mindestens 0,5 m zu überdecken 
und mit Gräsern, bodendeckenden Gehölzen und Wildkräutern zu bepflanzen und zu unterhal-
ten. Darüber hinaus gehende Bepflanzungen sind zulässig. 

9.8 Flachdächer und flachgeneigte Dächer mit bis zu 5° Dachneigung sind mit einer mind. 10 cm 
dicken Substratschicht und einer artenreichen Mischung aus bodendeckenden, trockenheitsre-
sistenten und pflegeextensiven heimischen Gräsern, Kräutern und Sedum-Arten zu begrünen 
(extensive Dachbegrünung). Hiervon ausgenommen sind Bereiche für technische Dachaufbau-
ten. Die Errichtung von Solarmodulen auf begrünten Dachflächen ist zulässig. 

9.9 Außenbeleuchtung sowie beleuchtete Werbeanlagen sind mit folgenden Leuchtmitteln zu be-
leuchten und auf das zwingend notwendige Maß zu reduzieren. Zu verwenden sind Lampen 
mit geringem Ultraviolett (UV)- und Blauanteil (Farbtemperaturen von 1.700 bis max. 2.700 
Kelvin). 

 

10. Leitungsrechte 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

10.1 Die im zeichnerischen Teil, als mit Leitungsrechten zu Gunsten der Stadt Gaggenau zu belas-
tenden Flächen, sind mit Leitungsrechten zu belasten. 

10.2 Die im zeichnerischen Teil, als mit Leitungsrechten zu Gunsten der Stadtwerke Gaggenau zu 
belastenden Flächen, festgesetzten Flächen sind mit Leitungsrechten zu belasten. 
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11. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

11.1 Anlieferungsbereiche von Lebensmitteleinzelhandelsbetrieben sind einzuhausen und schallab-
sorbierend auszuführen. 

 

 

II. Nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen 

1. Anbauverbotszone 

Die Anbauverbotszone der Bundesstraße B 462 gemäß § 9 Abs. 1 FStrG ist nachrichtlich im 
zeichnerischen Teil übernommen. Innerhalb dieses Bereichs gelten die Festsetzungen unter 
Punkt 6 dieser Satzung. 

Pflanzungen von Bäumen innerhalb der Anbauverbotszone der Bundesstraße B 462 sind zu-
lässig, soweit diese nicht in den Verkehrsraum hineinragen oder die Sicht der Verkehrsteilneh-
menden beeinträchtigen. Dies ist durch geeignete Maßnahmen (wie z.B. Rückschnitt) ständig 
zu gewährleisten. 

2. Bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen und besondere bauliche Sicherungsmaß-
nahmen gegen Naturgewalten (Waldabstand) 

Der im Plangebiet zu liegen kommende Waldabstand von 30,0 m ist nachrichtlich im zeichne-
rischen Teil übernommen. Innerhalb der im zeichnerischen Teil enthaltenen Abgrenzung des 
Waldabstandes sind baulich-technische Maßnahmen oder andere geeignete Maßnahmen an 
Gebäuden zum Schutz vor Baumfall und Brandgefahr erforderlich. 

3. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich 
sind 

Flächen, für die im Beiplan Nr. 1 maximale Wasserspiegellagen angegeben sind, sind nach der 
Starkregengefahrenkarte der 2024 veröffentlichten Untersuchung „Starkregenrisikomanage-
ment für den Landkreis Rastatt und die Stadt Baden-Baden“ der Planungsgemeinschaft Wald 
+ Corbe Consulting GmbH und geomer GmbH von einem außergewöhnlichen Abflussereignis 
(Ereignis, welches durch ein statistisches Niederschlagsereignis (Dauer 1h) mit einer Jährlich-
keit von 100 Jahren generiert und anhand definierter Bodenverhältnisse modifiziert wird und 
zu einem außergewöhnlichen Oberflächenabfluss führt) betroffen. Die betreffenden Flächen 
werden als Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Ein-
wirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich sein können, gekennzeichnet. 

4. Flächen, deren Böden mit Kampfmitteln belastet sind 

Die Flächen, auf denen ein Verdacht der Kontamination mit Kampfmitteln besteht (Ver-
dachtsflächen) sind im zeichnerischen Teil gekennzeichnet. 
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III. Hinweise 

1. Artenschutz bei Baumaßnahmen 

Eine im Bebauungsplanverfahren durchgeführte artenschutzrechtliche Voruntersuchung, 
welche der Begründung zum Bebauungsplan beigefügt ist, kommt zu dem Ergebnis, dass im 
Plangebiet Potenziale für die Artengruppen Brutvögel, Fledermäuse und Reptilien vorhanden 
sind. 

Brutvögel 

Eine Nutzung des Gebäudes durch Brutvögel wird anhand der Begehung am 4.12.2024 nicht 
vermutet. Prinzipiell ist eine Nutzung einzelner Fassadenbereiche durch Gebäudebrüter ab 
der Brutsaison März 2025 bis September 2025 nicht auszuschließen. 

Hieraus ergeben sich folgende Vermeidungsmaßnahmen, um das Eintreten artenschutzrecht-
licher Verbotstatbestände zu verhindern: 

V1: Abrissarbeiten sind in der Zeit zwischen Anfang Oktober und Ende Februar durchzu-
führen, um Niststätten von potentiell vorkommenden Gebäudebrütern nicht zu zer-
stören und Eier und Jungvögel nicht zu verletzen. 

Fledermäuse 

Eine Nutzung von Strukturen an der Fassade des Autohauses durch Fledermäuse ist nicht aus-
zuschließen. Sommerliche Tagesverstecke z.B. der Zwergfledermaus, sind hinter Fassadenver-
kleidungen, in Rollladenkästen oder in Hohlräumen in vorliegendem Fall möglich. 

Kot- oder Urinspuren, die auf eine von Spalten oder Hohlräumen am Autohaus hinweisen 
würden, konnten nicht gefunden werden. 

In mindestens einer der drei Birken im Nordwesten des Gebiets sind Astlöcher zu finden, die 
ebenfalls als Tagesverstecke für kleine Fledermausarten dienen könnten. 

Hieraus ergeben sich folgende Vermeidungsmaßnahmen, um das Eintreten artenschutzrecht-
licher Verbotstatbestände zu verhindern: 

V2: Um potentiell an den Fassaden versteckte Fledermäuse im Zuge der Abrissarbeiten 
nicht zu verletzen oder zu töten, haben die Abrissarbeiten außerhalb der sommerli-
chen Aktivitätszeit der Fledermäuse stattzufinden. Möglich ist der Gebäudeabriss 
demnach zwischen Anfang Dezember und Ende Februar. 

Reptilien 

Das Habitatpotential des Untersuchungsgebiets für Reptilien ist insgesamt als gering einzu-
stufen. Ein Vorkommen der Zauneidechse im nördlichen Grünstreifen ist aber nicht gänzlich 
auszuschließen, zumal der Grünstreifen in Richtung Nordwesten in Verbindung mit ökolo-
gisch höherwertigen Vegetationsstrukturen steht. 

Aufgrund dessen ist folgende Maßnahme vor Beginn von Abriss- oder Bauarbeiten durchzu-
führen um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu verhindern: 

V3: Da ein Vorkommen der Zauneidechse im Grünstreifen zwischen B 462 und Plangebiet 
im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung nicht ausgeschlossen werden 
konnte, wart eine Kartierung der Art mit vier Geländeterminen im Zeitraum April bis 
Juni durchzuführen. (Artenschutzrechtliche Voruntersuchung, vom 10.12.2024, von 
Institut für Naturkunde in Südwestdeutschland) 
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Im Rahmen dieser Reptilienuntersuchung wurde festgestellt, dass im Untersuchungsgebiet 
keine für Reptilien dauerhaft geeigneten Habitatstrukturen vorhanden sind. Reptilien konn-
ten keine nachgewiesen werden. (Reptilienuntersuchung, vom 10.12.2024, von Büro für Na-
tur- und Artenschutz Annalena Schotthöfer) 

2. Kampfmittel 

Da das Stadtgebiet von Gaggenau während des zweiten Weltkrieges stark bombardiert 
wurde, kann das Vorhandensein von Bombenblindgängern im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes nicht ausgeschlossen werden. 

Eine Im Bebauungsplanverfahren durchgeführte Luftbildauswertung zur Überprüfung des 
Verdachts auf Kampfmittelbelastung, welche der Begründung als Anlage beigefügt ist, 
kommt zum Ergebnis, dass ein Verdacht der Kontamination mit Kampfmitteln für das vorlie-
gende Plangebiet begründet ist. 

Luftangriffe 

Laut Erfahrung des Gutachters gelangten 8-18 % aller im zweiten Weltkrieg abgeworfenen 
Sprengbomben nicht zur Explosion. Folglich muss davon ausgegangen werden, dass innerhalb 
des Plangebiets Sprengbomben-Blindgänger oder andere Kampfmittel vorhanden sind. Auf-
grund dessen ist für das gesamte Plangebiet vor Beginn von Baumaßnahmen oder anderen 
Arten von Eingriffen in den Untergrund eine nähere technische Untersuchung durch einen 
Kampfmittelbeseitigungs- oder –räumdienst oder eine Kampfmittelsondierung gem. § 7 
SprengG durch geschultes Personal (§ 20 SprengG) durchzuführen. 

3. Geotechnik und Geothermie 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich von Auenlehm unbekannter Mächtigkeit. Mit lokalen Auffüllungen vorangegan-
gener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. Mit einem 
kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist zu rechnen. 
Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen Erschwernissen 
führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. Bei etwaigen geotechni-
schen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, 
zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchun-
gen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des 
LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren wird auf das Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) ab-
gerufen werden kann, verwiesen. 

Siehe auch Hinweis zu Grundwasser. 

4. Boden 

Natürlicher Oberboden soll während der Bauphase durch getrenntes Abschieben und Lagern 
in einer begrünten Miete (siehe auch DIN 18915) bis zum Wiedereinbau in die Grünflächen 
geschützt werden. Die Miete darf nicht durch Befahren o.ä. belastet werden. 
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Bevor der Oberboden aufgetragen wird, soll der im Zuge der Baumaßnahmen durch Befahren, 
Materiallagerung etc. verdichtete Unterboden tiefengelockert werden. 

Sollte nicht nutzbarer Erdaushub anfallen, sind vor einer Deponierung andere Verwertungs-
möglichkeiten (z.B. Erdaushubbörse, Recyclinganlagen) zu prüfen. Vor Beginn der Baumaß-
nahme sollte der Oberboden abgeschoben und der Mutterboden vom Unterboden sorgfältig 
getrennt werden. 

5. Erdmasseausgleich und Abfallverwertung 

Im Rahmen der Erschließungs- und Gebäudeplanung und der Festlegung von Gelände- und 
Gebäudeniveau soll darauf geachtet werden, die zu erwartenden anfallenden Aushubmassen 
vor Ort zu verwenden (Erdmasseausgleich). 

Im Falle eines verfahrenspflichtigen Bauvorhabens mit einem zu erwartenden Anfall von 
mehr als 500 m³ Bodenaushub, einer verfahrenspflichtigen Abbruchmaßnahme oder einen 
Teilabbruch umfassenden verfahrenspflichtigen Baumaßnahme ist gemäß § 3 Abs. 4 Landes-
Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) im Rahmen des Verfahrens der Baurechtsbehörde ein 
Abfallverwertungskonzept vorzulegen und durch die zuständige Abfallrechtsbehörde zu prü-
fen. 

Auf die Bestimmungen des LKreiWiG wird hingewiesen. Sie gelten für jedermann und sind zu 
beachten. 

6. Grundwasser  

Jede Maßnahme, die das Grundwasser berühren könnte, bedarf eines wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahrens (siehe Wasserhaushaltsgesetz und Wassergesetz Baden-Württemberg). 
Dauerhafte Grundwasserabsenkungen und Einbauten unter der Mittelwasser-Linie des 
Grundwassers sind nicht zulässig, bei Gründungen im Bereich des mittleren Grundwassers 
sind die notwendigen Schutzmaßnahmen vorzusehen. 

7. Niederschlagswasser / Abwasser 

Die privaten Abwasseranlagen sind gemäß Abwassersatzung der Stadt Gaggenau, der DIN EN 
1610 und der DIN 1986 Teil 30 (jeweils in der aktuellsten Fassung) zu prüfen. Bestands- und 
Zustandsdokumentation sind bei Bedarf den Behörden vorzulegen.  

Die Nutzung des Regenwassers ist nur zu Brauchwasserzwecken gestattet. Eine Aufbereitung 
des Regenwassers (z.B. Filtration und Chlorung) zu Trinkwasser wird aus mikrobiologischer 
Sicht untersagt. Grundlage hierfür ist § 11 Bundesseuchengesetz und § 37 Infektionsschutz-
gesetz. Regen- und Brauchwasseranlagen sind ab dem 01. Januar 2003 anzeigepflichtig ge-
genüber dem Landratsamt Rastatt – Gesundheitsamt -, Am Schlossplatz 5, 76437 Rastatt. 
Grundlage ist § 13 Abs. 3 der zum 01. Januar 2003 in Kraft getretenen Trinkwasserverord-
nung. 
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8. Schutz des Grundwassers, Versickerung 

Um eine ausreichende Reinigungswirkung und Verweilzeit im Boden zu gewährleisten muss 
die Versickerungsfähigkeit des Bodens nachgewiesen werden. Geeignet sind Durchlässigkeits-
beiwerte (Kf-Werte) zwischen 5*10-3 m/s und 5*10-6 m/s.  

• Ein ausreichender Abstand vom tiefsten Punkt der Versickerungsanlage bis zur Ober-
fläche des MHGW (mittlerer höchster Grundwasserstand) von mindestens 1 m ist ein-
zuhalten.  

• Eine direkte Einleitung in den Untergrund ohne vorherige Reinigung über bewachse-
nen Boden ist nicht zulässig.  

• Zwischen Versickerungsanlagen und unterkellerten Gebäuden ist ein Mindestabstand 
einzuhalten um eine Gebäudevernässung zu vermeiden. Der Abstand der Versicke-
rungsanlage zur Bebauung sollte das 1,5-fache der Baugrubentiefe nicht unterschrei-
ten. 

• Im Rahmen der erlaubnisfreien Versickerung sind Mulden und Mulden-Rigolen-Sys-
teme zulässig die eine Versickerung über mindestens 30 cm bewachsenen Oberboden 
ermöglichen. Ebenfalls möglich sind gleichwertige Sickersysteme mit DIBt-Zulassung.  

• Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist nur schadlos möglich. Deshalb darf 
das Wasser nicht über belasteten Boden (Altlasten, schädliche Bodenveränderungen 
etc.) abgeleitet werden. 

9. Anlagen für Trinkwasserinstallation 

Hinsichtlich Planung, Bau und Betrieb der Anlagen für Trinkwasserinstallation ist die Verord-
nung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV)) vom 20. Juni 2023 zu beachten. 

Demnach sind bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen von Wasserversorgungsanlagen ent-
sprechend § 13 Abs. 1 TrinkwV mindestens die allgemein anerkannten Regeln der Technik ein-
zuhalten. Relevant sind hierbei vor allem die DIN 1988, DIN EN 806, DIN EN 1716, VDI 6023 
sowie die DVGW Arbeitsblätter W 551 und W 553. 

10. Denkmalschutz und Archäologische Denkmalpflege 

Auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei der 
Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind ge-
mäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäo-
logische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Grä-
ber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Ver-
kürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) 
wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumin-
dest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
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11. Versorgungsanlagen 

Der Eigentümer hat, sofern keine entsprechenden Flächen im Straßenraum zur Verfügung 
stehen, nach § 126 Abs. 1 BauGB das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des 
Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem 
Grundstück zu dulden.  

Verteilerschränke sind, sofern sie nicht im öffentlichen Raum untergebracht werden können, 
nach § 12 NAV ebenfalls auf privaten Flächen zu dulden. 

12. Energieversorgung 

Alle unterirdisch geführten Leitungstrassen sind von Bepflanzung und Materiallagerung frei-
zuhalten. Aufschüttungen und Abgrabungen in diesen Bereichen sind unzulässig. Bei Baum-
pflanzungen sind die Bestimmungen des DVGW-Regelwerks, Technischer Hinweis – Merk-
blatt DVGW GW 125 (M) vom Februar 2013, einzuhalten. 

13. Telekommunikation 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass 
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen 
Telekom Technik GmbH, Okenstraße 25-27, 77652 Offenburg, so früh wie möglich, mindes-
tens drei Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Die Telekom ist nach dem Grundstück-Nutzungsvertrag (GNV) gemäß § 45a Telekommunika-
tionsgesetz (TKG) bzw. nach der Grundstückseigentümererklärung (GEE) berechtigt, das 
Grundstück für die Unterbringung von Hausanschlussleitungen zu nutzen. Nach diesen Rege-
lungen ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, die Kosten für die in seinem Interesse er-
forderliche Änderung an der Hauszuführung zu tragen. Dies gilt auch für zusätzliche Hausan-
schlüsse auf einem Grundstück. Deshalb werden die Bauträger/Bauherren gebeten, sich 
rechtzeitig an die Bauherrenhotline unter 0800/3301903 zu wenden. 

14. Löschwasserversorgung und Brandschutz 

Der notwendige Löschwasserbedarf für Löscharbeiten für die ausgewiesenen Gebiete richtet 
sich nach den Vorgaben des DVGW Arbeitsblatt W405 „Bereitstellung von Löschwasser durch 
die öffentliche Trinkwasserversorgung“ und ist entsprechend den landesrechtlichen Regelun-
gen sicherzustellen. 

Die erforderliche Löschwassermenge (Grundschutz) von mindesten 48 m³/h muss im Einsatz-
fall 2 Stunden sichergestellt sein. Die Löschwasserentnahmestellen müssen jederzeit frei zu-
gänglich sein. Die geforderte Löschwassermenge muss innerhalb eines Löschbereiches von 
max. 300 m um die Objekte sichergestellt werden. 

Geeignete Entnahmestellen (z. B. Hydranten) müssen in einer Entfernung von höchstens 80 m 
zu Gebäuden vorhanden sein. Entnahmestellen (z. B. Hydranten) sind mindestens einmal im 
Jahr, möglichst vor Beginn des Winters, zu überprüfen und zu warten. Der Netzdruck darf bei 
der Löschwasserentnahme an keiner Stelle des Netzes unter 1,5 bar abfallen. Bei der Verwen-
dung von Überflurhydranten ist die DIN EN 14384 zu beachten. Bei der Verwendung von Un-
terflurhydranten ist die DIN EN 14339 zu beachten. Unterflurhydranten sind mit Hinweisschil-
dern nach DIN 4066 zu kennzeichnen. 

Für die Erschließung von Straßen im Sinne der Bemessung von Zu- und Durchfahrten ein-
schließlich deren Befestigung ist die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und 
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Infrastruktur über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken und Zufahr-
ten (VwV Feuerwehrflächen) zu berücksichtigen. 

15. Baumpflanzungen  

Bei Baumpflanzungen sind die Bestimmungen des DVGW-Regelwerks, Technischer Hinweis – 
Merkblatt DVGW GW 125 (M) vom Februar 2013, einzuhalten. 

Die folgenden Listen enthalten eine Auswahl an verschiedenen Bäumen für öffentliche und 
private Freiflächen. Der Fokus der Auswahl liegt auf hitze- und trockenheitsresistenten bezie-
hungsweise heimischen Arten mit hohem ökologischen Wert. Die Listen dienen als unverbind-
liche Empfehlung. 

Mittel- bis großkronige Laubbäume mit guter Stadtklimaverträglichkeit 

Botanischer Name Deutscher Name  Baumhöhe (m)  Kronenbreite 
(m) 

    

Acer platanoides i.S. Spitz-Ahorn  20-30  10-15 

Alnus x spaethii  Purpur-Erle  12-15  6-8  

Carpinus betulus  Hainbuche 15-20  12-15 

Catalpa bignonioides  Trompetenbaum  10-15  12-18 

Celtis australis Zürgelbaum 10-20 10-15 

Corylus colurna  Baumhasel  15-20  10-12 

Liquidambar styra-
ciflua   

Amberbaum  10- 15  4-8 

Lirodendron tulipifera  Tulpenbaum 25-35  12-20 

Ostrya carpinifolia  Hopfenbuche  10-15  8-12 

Prunus avium Kulturkirsche  15-20 6-8 

Quercus cerris  Zerr-Eiche  20-25  8-15 

Quercus frainetto  Ungarische Eiche  20-30  10-15  

Sophora japonica  Schnurbaum  10-20  12-15  

Tilia cordata i.S. Winter-Linde  20-30 10-15 

Ulmus-Hybride  Ulme 15-20  10-15 

Zelkova serrata  Jap. Zelkove 15-20  8-12 

 

Großkronige Bäume = Bäume 1. Ordnung, Wuchshöhe 20 bis 40 m. 

Mittelkronige Bäume = Bäume 2. Ordnung, Wuchshöhe bis 20 m. 

Kleinkronige Laubbäume mit guter Stadtklimaverträglichkeit 

Botanischer Name Deutscher Name  Baumhöhe (m)  Kronenbreite 
(m) 
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Acer buergerianum Dreizahn-Ahorn 8-10 4-5 

Acer campestre „Hu-
bers Elegant“ u.a. 

Feld-Ahorn i. S.  6-10 3-4 

Acer monspessulanum  Französischer 
Ahorn  

6-10  4-8  

Acer rubrum „Red 
Sunset“ u.a. 

Rot Ahorn i.S. 8-10 2-3 

Carpinus betulus „Fas-
tigiata“ u.a. 

Hainbuche i.S 9-12 5-7 

Cercis siliquastrum  Gemeiner Judas-
baum  

4-8  4-8 

Liquidambar 
styraciflua 

„Siender Silhou-
ette“u.a. 

Amberbaum i. S. 10-15 1,5-2 

Lirodendron tulipifera 
„Fastigiata“ 

Tulpenbaum i.S. 12-15  5-7  

Malus  tschonuski u.a.  Zierapfel i.S. 8-12 2-4 

Magnolia kobus Baummagnolie 8-10 4-6 

Parrotia persica Eisenholzbaum 7-12 4-5 

Sorbus aria Mehlbeere i.S. 6-12 4-8 

Sorbus intermedia 
“Brouwers“ u.a. 

Schwedische 
Mehlbeere 

8-10 4-6 

Malus i.S Kulturapfel 4-5 2-4 

Cydonia oblonga Quitte 4-5 3-4 

Pyrus i.S Kulturbirne 6-8 4-5 

 

Kleinkronige Bäume = Bäume 3. Ordnung, Wuchshöhe bis 10 m. 
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16. DIN-Normen und Regelwerke 

Soweit in den planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans bzw. in den örtlichen 
Bauvorschriften DIN-Normen und Regelwerke aufgeführt sind, können diese bei der Stadt 
Gaggenau, Hauptstraße 71, 76571 Gaggenau eingesehen werden. 

 

 

Stadt Gaggenau 

 

 

Michael Pfeiffer,  

Oberbürgermeister 


